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Bürger und Unternehmen brauchen eine Perspektive! 
Zudem: Ukraine jetzt entschlossen unterstützen 

 

 

Die explodierenden Energiepreise stehen 

auf Platz 1 der Sorgenliste der Bürgerinnen, 

Bürger und Unternehmen. Viele wissen 

nicht, wie sie Nachzahlungen für Strom und 

Gas aufbringen und künftige Abschlagszah-

lungen stemmen sollen. Zahlreiche Unter-

nehmer sehen ihre Geschäftsmodelle vor 

dem Aus. Die bisherigen Ampel-Maßnah-

men sind enttäuschend. Mit unserem Leit-

antrag Bürgern und Unternehmen eine 

energiepolitische Perspektive geben, Preise 

unter Kontrolle bringen, Insolvenzwelle ver-

hindern, den wir am heutigen Freitag debat-

tiert haben, zeigen wir auf, wie mit ent-

schlossenem und zielgerichtetem Handeln 

die Situation zu meistern ist und wie mas-

senhafte Insolvenzen vermieden werden 
können. 

An erster Stelle steht dabei, weitere Belas-

tungen für Bürger und Wirtschaft zu vermei-

den. Die handwerklich fehlerhafte und so-

zial ungerechte Gasumlage muss abge-

schafft werden. Daneben ist der Ausbau der 

Energie-Angebotsseite entscheidend. Hier 

dürfen keine Möglichkeiten ausgelassen 

werden. Insbesondere verkennt ein ideolo-

gisches Stilllegen von Kernkraftwerken oder 

eine reine Nutzung als Notreserve den Ernst 

der Lage. Mit unserem Entwurf für ein  

19. Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes  

legen wir einen konkreten Vorschlag für die 
Verlängerung der Laufzeiten auf den Tisch. 

Darüber hinaus müssen wir Bürger und 
Wirtschaft gezielt entlasten. 

 

Wir brauchen einen Bürger-Basispreis 

beim Gas, der die Grundversorgung bezahl-

bar hält und zugleich Anreize zum Energie-

sparen setzt. Haushalte im unteren Einkom-

mensdrittel wollen wir mit einer Energie-

pauschale von 1.000 Euro entlasten. Insbe-

sondere die bisher weitgehend vertrösteten 

kleinen und mittleren Unternehmen wollen 

wir besser unterstützen. Diese und weitere 

Vorschläge haben wir im Plenum in einer 

Aktuellen Stunde ausführlich diskutiert. 

Ergänzende Vorschläge, insbesondere mit 

Blick auf die besonderen Leistungen der Al-

leinerziehenden, haben wir in unserem An-

trag Alleinerziehende in der hohen Inflation 

nicht allein lassen unterbreitet. Leider hat 

die Ampel diesen Punkt von der Tagesord-
nung abgesetzt. 

 

Frieden und Freiheit in Europa verteidi-

gen – Ukraine jetzt entschlossen mit 
schweren Waffen unterstützen. 

Die Ukraine muss den Krieg gewinnen – 

dies liegt im deutschen und europäischen Si-

cherheitsinteresse. Dafür braucht es die 

notwendige Ausstattung mit Material, vor 

allem auch Kampf-, Schützen- und Trans-

portpanzer. Je zügiger die Ukraine militäri-

sche Erfolge erzielt, desto besser wird ihre 

Verhandlungsposition und desto schneller 
endet der Krieg.  

Die Bundesregierung hingegen zögert und 

zaudert in der Unterstützung für die Ukra-

ine. Das kostet ukrainischen Soldaten das 
Leben und verlängert den Krieg. 
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Unsere Partner in Mittel- und Osteuropa 

sowie unsere NATO-Verbündeten erwarten 

mehr Engagement. Wir fordern die Bundes-

regierung auf, nun endlich das verfügbare 

Material aus Beständen der Industrie und 

der Bundeswehr zu liefern. Die zuletzt ange-

kündigte Lieferung einiger weiterer Mehr-

fachraketenwerfer, Haubitzen sowie von 

Dingos ist begrüßenswert, aber alles andere 

als eine kraftvolle Initiative. Die Industrie 

steht bereit. Unsere Partner warten auf Ini-

tiative aus Berlin. Auch unsere amerikani-

schen Partner fordern mehr Initiative und 

Führungsverantwortung von der Bundesre-

gierung. Spätestens jetzt ist der Zeitpunkt 

hierfür gekommen. 

Meine Meinung: Man kann nicht, wie der 

Bundeskanzler, bei der UN-Vollversamm-

lung in New York für Deutschland einen 

ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat fordern 

– und sich dann wegducken, wenn es prak-

tisch und konkret wird. Die anderen Mitglie-

der und unsere Verbündete schauen auf 

unsere Taten, nicht auf blumige Worte! 

 

 
WEITERE INITIATIVEN 

UNSERER CDU/CSU-FRAKTION 

 

Wir beraten die Unterrichtungen der Bun-

desregierung zu ihrer Digitalstrategie und 

der Gigabitstrategie. Beide Papiere bewer-

ten wir kritisch. Die Digitalstrategie lässt 

Zielgenauigkeit und Transparenz vermissen. 

Sie ist insgesamt enttäuschend. Die genann-

ten Ziele sind ambitionslos. Auch die Einfüh-

rung eines Digitalbudgets – also eines ress-

ortübergreifenden Haushaltstitels für Digi-
talprojekte – ist immer noch nicht erfolgt.  

 

Die Gigabitstrategie setzt im Wesentlichen 

die – zutreffende – Förderpolitik der Vor-

gängerregierung fort und bringt kaum neue 

Impulse. Unsere Gegenvorschläge unter-

breiten wir unserem Antrag Stillstand und 

unklare Zuständigkeiten in der Digitalpolitik 

beenden, für eine ambitionierte und koordi-
nierte Digitalstrategie.  

 

Kinder und Jugendliche haben in der 

Corona-Pandemie an vielen Stellen zurück-

stecken müssen. Jetzt ist wichtig, dass Bund 

und Länder gemeinsam alles tun, um Lern-

rückstände zu schließen und die psychi-

schen Folgen der Maßnahmen für Kinder 

und Jugendliche abzumildern. Wir haben 

deshalb eine Große Anfrage an die Bundes-

regierung gestellt: Beitrag des Bundes zum 

Aufholen von pandemiebedingten Lernrück-

ständen bei Kindern und Jugendlichen sowie 

zur Milderung von psychosozialen Folgen.  

Die Antwort der Bundesregierung werden 
wir im Plenum diskutieren. 

Darüber hinaus haben wir konkrete Vor-

schläge in unserem Antrag Kinder und Ju-

gendliche beim Aufholen von pandemie-

bedingten Lernrückständen und der Mil-

derung von psychosozialen Folgen nicht 
allein lassen zusammengefasst.  

 

Mit unserem Antrag Kuba-Politik an Men-

schenrechten ausrichten fordern wir die 

Bundesregierung auf, mehr für die Achtung 

der Menschenrechte auf Kuba zu tun und 

sich für die Freilassung aller politischen 
Häftlinge einzusetzen. 

Zuletzt ist die Entwicklung der Menschen-

rechte vor Ort hinter den Erwartungen zu-

rückgeblieben. Das kommunistische Einpar-

teiensystem wird trotz Verfassungsände-

rung praktisch unverändert fortgeführt. Die 

Staatsgewalt geht weiter gegen friedliche 
Protestierende vor. 
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Die aktuelle Situation wird von Menschen-

rechtsorganisationen scharf verurteilt. 

Die Zahl politischer Häftlinge auf Kuba war 
nie höher als heute! 

 

Die Bundesregierung will das Förderpro-

gramm „Sprach-Kitas: Weil Sprache der 

Schlüssel zur Welt ist“ beenden. Die Ent-

scheidung wird von vielen Seiten kritisiert, 

denn das Bundesprogramm war außeror-

dentlich erfolgreich. Mit unserem Antrag 

Qualität in der Kinderbetreuung sicherstel-

len – Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil 

Sprache der Schlüssel zur Welt ist“ muss 

fortgesetzt werden fordern wir die Bundes-

regierung auf, sich für eine Fortsetzung des 

Programms einzusetzen und dieses weiter-

zuentwickeln. Der frühkindlichen Sprachför-

derung müssen wir weiterhin hohe politi-
sche Priorität einräumen.  

 

Nach Corona braucht auch der Sport einen 

Neustart. Die Pandemie hat auch dazu ge-

führt, dass vielen Vereinen aktive Sportler 

und ehrenamtliche Trainer verloren gegan-

gen sind. Weniger Sport hat zudem nachtei-

lige gesundheitliche Folgen für die Bevölke-

rung. Mit unserem Antrag Bewegungsgipfel 

jetzt ausrichten – Deutschland durch Sport 

gesünder machen fordern wir die Bundesre-

gierung auf, möglichst schnell einen Bewe-

gungsgipfel einzuberufen, der den Neustart 
im Sport nach der Pandemie einleitet.  

 

WAS MACHT DIE AMPEL? 

In erster Lesung beraten wir zudem das  

Sechste Gesetz zur Änderung des Europa-

wahlgesetzes, mit dem die Koalitionsfrakti-

onen vorschlagen, das aktive Wahlalter für 

die Wahlen zum Europäischen Parlament 

auf 16 Jahre abzusenken. Wir sehen diesen 

Vorschlag kritisch: Rechte und Pflichten ge-
hören zusammen. 

Es wäre ein Widerspruch, wenn sich junge 

Menschen erst mit 18 Jahren rechtlich ver-

pflichten (z. B. verschulden) dürfen und erst 

ab diesem Zeitpunkt strafrechtlich voll zur 

Verantwortung gezogen werden können, 

zugleich aber unmittelbaren Einfluss auf die 

europäische Gesetzgebung nehmen kön-
nen. 

Wir wissen die übergroße Mehrheit der 

Menschen hinter uns: Laut einer Allensbach-

Umfrage von November 2021 sprachen sich 

71 Prozent der Bevölkerung für die Beibe-

haltung des Wahlalters ab 18 aus; nur 19 
Prozent präferierten ein Wahlalter ab 16. 

 

Video der Woche 

In dieser 

Woche 

habe ich ein-

mal in meiner 

Eigenschaft 

als Bildungs-

politikerin 

das Wort 

ergriffen. 

Es ging um das Aufholen pandemiebeding-
ter Lernrückstände: KLICK 

 

Zitat der Woche 

«Wenn Russland aufhört, zu kämpfen, ist 

der Krieg vorbei. Wenn die Ukraine aufhört 

zu kämpfen, wird es keine Ukraine mehr 
geben.» 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
mit zwei einfachen Wahrheiten über den Ukraine-
Krieg. 
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